	Der Frust der Radaropfer

	Jetzt planen sie Hungerstreik

	Kaufbeuren (ak).

Sie hatten es schon einmal vor. Vor der Bundestagswahl. In Hungerstreik wollten die ehemaligen Radar-Soldaten vor dem Verteidigungsministerium in Berlin treten. Doch dann hat ihnen Staatssekretär Walter Kolbow (SPD) zugesagt, ihr Anliegen werde von einer unabhängigen Strahlenspezialisten-Kommission geprüft. „Uneingeschränkt akzeptieren“ werde das Ministerium das Ergebnis, hatte Verteidigungsminister Peter Struck versprochen, sagt Heinz Dankenbring, der Allgäuer Beauftragte des Bundes zur Unterstützung Strahlengeschädigter. Darauf hätten sie sich verlassen - und den Hungerstreik abgesagt.

Passiert aber ist laut dem Kaufbeurer Dankenbring nichts. Seit Jahren fühlen sich der 68-Jährige und seine rund 1600 Mitstreiter aus dem gesamten Bundesgebiet „im Stich gelassen und an der Nase herumgeführt“. Denn das versprochene Gutachten hatte den Soldaten dann bescheinigt, dass ihre schweren gesundheitlichen Schäden von den Radarstrahlen kommen, denen sie während ihres Dienstes ausgesetzt waren. Auch Dankenbring hat das, wie gut 200 weitere Kollegen, bestätigt bekommen. Eine Rentenzahlung aber habe das Versorgungsamt Augsburg abgelehnt. Dankenbring wird jetzt vor dem Sozialgericht klagen. 300 Anträge wurden zurückgewiesen, der Rest der Fälle „ist immer noch nicht abgeschlossen“, sagt Dankenbring, „das wird weiter verschleppt“. Als „unser letztes Druckmittel“ planen die Ex-Soldaten jetzt einen weiteren Hungerstreik vor dem Ministerium. Und diesmal wollen sie ernst machen.
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